Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudesache V/ 1579 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dorn, Moersch und 
der Fraktion der FDP 


betr. Pressekonzentration 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Bundesbehörden sind für die ständige Beobachtung 
und Auswertung der Entwicklungen auf dem Gebiet der 
Pressekonzentration in der Bundesrepublik zuständig? 

Welche Bundesbehörden werten entsprechende Entwicklun- 
gen und ihre rechtliche Behandlung im Ausland aus? 

2. Welche Bundesbehörden verfügen über öffentliche Mittel 
des Bundeshaushaltes zur direkten oder indirekten Subven- 
tionierung von Presse- oder Verlagsunternehmen bzw. ha- 
ben das Recht zur Entscheidung über eine Subventionierung? 

Welche Kriterien und Richtlinien (Wortlaut) liegen der 
Vergabe solcher Subventionen zugrunde? 

Welche Richtlinien werden bei der Subventionierung aus 
Titel 0403/300 (sog. „Reptilienfonds") angewendet? 

3. Welchen Anteil an der Gesamtauflage und am Gesamtum- 
satz aller Zeitungs- und Zeitschriftenverlage haben die fünf 
größten Verlagsunternehmen der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 

4. Welchen Anteil am Gesamtvertrieb aller Zeitungen und 
Zeitschriften haben die fünf größten Vertriebsunterneh- 
men der Bundesrepublik Deutschland? 

Welche Kapitalverflechtungen zwischen diesen Vertriebs- 
unternehmen und den in Frage 3 genannten Verlagsunter- 
nehmen sind der Bundesregierung bekannt? 

5. Welche Angaben über das Verhältnis von Anzeigenerlös 
zu Vertriebserlös, bzw. von Anzeigenerlös zu Herstellungs- 
kosten bzw. von Herstellungskosten zur Rentabilitätsent- 
wicklung in Zeitungs- und Zeitschriftenverlagen der Bun- 
desrepublik sind der Bundesregierung bekannt? 
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a) Wie lauten diese Relationen gegenwärtig? 

b) Wie haben diese Relationen sich in den letzten fünf 
Jahren von Jahr zu Jahr verändert? 

c) Wie lauten diese Relationen bei je einem typischen 
Verlagsprodukt der überregionalen, der regionalen, der 
lokalen Tagespresse, der „seriösen“ Wochenzeitungen, 
der Illustrierten, der Nachrichtenmagazine, der „bunten“ 
Wochenpresse („Soraya“ -Zeitungen) und der Fachzeit- 
schriften? 


6. Welche Zahlenangaben (Auflagenhöhe, Umsatz) über regio- 
nale bzw, lokale Monopolstellungen einzelner Pressever- 
lage (z. B. in Berlin, Hamburg, München etc.) im Verhältnis 
zur restlichen regionalen oder lokalen Presse stehen der 
Bundesregierung zur Verfügung? 


7. In was für einem Verhältnis steht der Auflagenanteil der- 
jenigen Tageszeitungen, die den Leser relativ vollständig 
und ausgewogen über politische Ereignisse unterrichten, zu 
dem Auflagenanteil der Tageszeitungen, die den Leser nur 
sehr eingeschränkt, punktuell über politische Ereignisse 
unterrichten? 

Ergeben sich für die Bundesregierung aus einem derartigen 
Vergleich Kriterien für gesetzgeberische Maßnahmen zum 
Schutz der Pressefreiheit? 


8. Welche gesetzgeberischen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit kleinerer und mittlerer Tages- 
zeitungen erwägt die Bundesregierung? 

Hält die Bundesregierung in diesem Zusammenhang Maß- 
nahmen für praktikabel, durch die den genannten Unter- 
nehmen Modernisierungsinvestitionen und damit Rentabi- 
litätsverbesserungen und Kostensenkungen erleichtert 
werden? 

Wenn ja, welche? 


9. Hält die Bundesregierung bei der jetzigen Verlagsstruktur 
und der tendenziellen Entwicklung dieser Struktur (ent- 
sprechend Fragen 3, 4 und 6) die Freiheit der Wahl des 
Arbeitsplatzes durch Journalisten und Redakteure in der 
Bundesrepublik für gewährleistet? 

Wenn ja, welches Kriterium hält die Bundesregierung für 
entscheidend für den Beginn einer Beschränkung der Frei- 
heit der Arbeitsplatzwahl im journalistischen Bereich? 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 1 579 


10. Sieht die Bundesregierung konkrete Gefahren für die Pres- 
sefreiheit in der Bundesrepublik? 

Hält die Bundesregierung die Verringerung der Zahl selb- 
ständiger Tageszeitungsredaktionen für eine solche Gefähr- 
dung der Pressefreiheit? 

Bei welcher zahlenmäßigen Grenze oder durch welche son- 
stigen Kriterien würde die Bundesregierung eine Gefähr- 
dung der Pressefreiheit in der Bundesrepublik als gegeben 
ansehen und sich zum Eingreifen verpflichtet halten? 

11. Welche Untersuchungsergebnisse zum Thema Pressekon- 
zentration in der Bundesrepublik stehen der Bundesregie- 
rung bereits zur Verfügung? 

An was für Untersuchungen wird noch gearbeitet? 

Welche der noch nicht abgeschlossenen Untersuchungen 
sind von der Bundesregierung veranlaßt oder werden mit 
ihrer Beteiligung geführt? 

Welche anderen Investitionen oder Auftraggeber haben 
weitere Untersuchungen in diesem Bereich veranlaßt? 

Welche Berichte und Untersuchungen werden der Bundes- 
regierung bis wann vorliegen? 

Welche Untersuchungen nennenswerter Bedeutung über 
vergleichbare Entwicklungen im Ausland liegen der Bundes- 
regierung bereits vor bzw. werden ihr bis wann vorliegen? 

Welche Untersuchungen werden der Öffentlichkeit zugäng- 
lich gemacht? 


Bonn, den 17. März 1967 


Dorn 

Moersch 

Mertes 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 



